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SPRUCH 
 

Wer über gewisse Dinge den Verstand nicht verlieret, der 
hat keinen zu verlieren. 
 Gotthold Ephraim Lessing; 1729 – 1781, deutscher Dichter und Philosoph 

 

 Was Sie interessieren kann:  

 

Arbeitsrecht  
 

Zweifel an AU-Bescheinigungen 
  

Die Glaubwürdigkeit von AU-Bescheinigungen kann in Frage gestellt werden, wenn 

ein Arbeitnehmer nach Erhalt einer Kündigung mehrere aufeinanderfolgende AU-

Bescheinigungen vorlegt, deren Gültigkeitsdauer genau bis zum Ende der Kündi-

gungsfrist reicht, und er direkt nach dem Ende des Arbeitsverhältnisses eine neue 

Stelle antritt. 

 

In dem vom Bundesarbeitsgericht (BAG) entschiedenen Fall legte ein seit März 2021 

als Helfer beschäftigter Arbeitnehmer (AN) am 2.5.2022 eine AU-Bescheinigung für 

die Zeit vom 2.–6.5.2022 vor. Mit Schreiben vom 2.5.2022, das dem AN am 

3.5.2022 zuging, kündigte der Arbeitgeber (AG) das Arbeitsverhältnis zum 

31.5.2022. Mit Folgebescheinigungen vom 6.5.2022 und vom 20.5.2022 wurde AU 

bis zum 20.5.2022 und bis zum 31.5.2022 (einem Dienstag) bescheinigt. Ab dem 

1.6.2022 war der AN wieder arbeitsfähig und nahm eine neue Beschäftigung auf. 

Der AG verweigerte die Entgeltfortzahlung mit der Begründung, der Beweiswert der 

vorgelegten AU-Bescheinigungen sei erschüttert. 

 

Die BAG-Richter kamen zu der Entscheidung, dass für die Bescheinigung vom 

2.5.2022 der Beweiswert nicht erschüttert ist. Nach den getroffenen Feststellungen 

hatte der AN zum Zeitpunkt der Vorlage der AU-Bescheinigung keine Kenntnis von 

der beabsichtigten Beendigung des Arbeitsverhältnisses. Bezüglich der AU-

Bescheinigungen vom 6.5.2022 und vom 20.5.2022 wird der Beweiswert dagegen 

angezweifelt. So bestand zwischen der in den Folgebescheinigungen festgestellten 

passgenauen Verlängerung der AU und der Kündigungsfrist eine zeitliche Koinzi-

denz. Ferner hatte der AN unmittelbar nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

eine neue Beschäftigung aufgenommen. Dies hat zur Folge, dass nunmehr der AN 

für die Zeit vom 7.–31.5.2022 die volle Darlegungs- und Beweislast für das Bestehen 

krankheitsbedingter AU als Voraussetzung für den Entgeltfortzahlungsanspruch 

trägt. 

 

 

 
 



 

 

Familienrecht/Erbrecht 

 

Scheidung – Zuweisung der ehelichen Wohnung 
  

Nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch kann der andere Ehegatte von dem Ehegatten, 

der Alleineigentümer der Ehewohnung ist, deren Überlassung nur verlangen, wenn 

dies notwendig ist, um eine unbillige Härte zu vermeiden. Bis zur Ehescheidung hat 

der Ehegatte, der Nichteigentümer ist, noch ein Besitzrecht. Nach der Ehescheidung 

sind grundsätzlich die Eigentumsverhältnisse zu beachten. 

 

Die Zuweisung an den anderen Ehegatten ist nur zulässig, wenn dies dringend erfor-

derlich ist, um eine unerträgliche Belastung abzuwenden, die ihn außergewöhnlich 

beeinträchtigen würde. Das ist z. B. dann der Fall, wenn ein Ehegatte für sich und 

die von ihm betreuten Kinder keine Wohnung finden kann. Für die Annahme einer 

unbilligen Härte reicht es jedoch nicht aus, wenn der Umzug erhebliche Unbequem-

lichkeiten, auch für das (die) gemeinschaftliche(n) Kind(er) mit sich bringt und auf-

seiten des weichenden Ehegatten anders als beim Alleineigentümer ein dringender 

Wohnungsbedarf besteht. Die Schwelle wird auch nicht herabgesetzt, wenn der 

dinglich Berechtigte keinen oder nur geringen Unterhalt zahlt und der andere aus fi-

nanziellen Gründen keine der Ehewohnung vergleichbare Ersatzwohnung finden 

kann. 

 

Sonstiges 

Werkstattrisiko – Reparaturkosten nach einem 

Unfall 
  

Der Geschädigte eines Verkehrsunfalls ist berechtigt, sein beschädigtes Fahrzeug zur 

Reparatur in eine Werkstatt zu geben und vom Unfallverursacher den hierfür erfor-

derlichen Geldbetrag zu verlangen. Das Werkstattrisiko liegt dabei grundsätzlich 

beim Schädiger. 

 

In seiner Entscheidung vom 16.1.2024 stellte der Bundesgerichtshof (BGH) klar, 

dass das Werkstattrisiko nicht nur für solche Rechnungspositionen greift, die ohne 

Schuld des Geschädigten, etwa wegen unsachgemäßer oder unwirtschaftlicher An-

sätze von Material oder Arbeitszeit, überhöht sind. Ersatzfähig sind vielmehr auch 

diejenigen Rechnungspositionen, die sich auf – für den Geschädigten nicht erkenn-

bar – tatsächlich nicht durchgeführte einzelne Reparaturschritte und -maßnahmen 

beziehen. 

 

In einem weiteren Urteil entschied der BGH, dass der Geschädigte bei Beauftragung 

einer Fachwerkstatt grundsätzlich darauf vertrauen darf, dass diese keinen unwirt-

schaftlichen Weg für die Schadensbeseitigung wählt. Er muss daher nicht vor der 

Beauftragung der Fachwerkstatt ein Sachverständigengutachten einholen um den 

Reparaturauftrag auf dieser Grundlage zu erteilen. 


